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Fragen aus der Gemeinde-Wahlordnung. 
Zur niederöſterreichiſchen Gemeinde-Wahlorduung vom 31. Mürz 


Bei praktiſcher Anwendung der Gemein de-Wahlordnung ergeben 
ſich mehrfache Fragen, deren einige zwar nicht im geſetzlichen Wort- 
laute aber doch im Geiſte des Geſetzes ihre Beantwortung erfahren, 
während die übrigen im Interpretationswege unbeantwortbar, als offene 
Fragen bezeichnet werden muſſen und nur bei einer Geſetzesreviſion in 
Erledigung gezogen werden können. 

Im § 46 iſt beſtimmt, die Statthalterei habe über Einwendungen 
gegen das Wahlverfahren endgiltig zu entſcheiden. Ob ſich dieſelbe 
jedoch bei dieſer Entſcheidung nur auf die in der Einwendung gerügten 


Gebrechen im Wahlverfahren zu beſchränken habe, oder ob ſie eine Wahl 


wegen Mängeln, gegen welche Einwendungen nicht erhoben wurden, 
außer Kraſt ſetzen könne, iſt hiedurch direct nicht ausgeſprochen. 

Es unterliegt keinem Zweifel, daß dieſe Befugniß in der ratio 
legis liege. Denn wenn der Behörde das Recht eingeräumt iſt, ſich 
bei dem Wahlacte ſelbſt von der Befolgung des Geſetzes zu überzeugen, 
fo muß auch die Berechtigung zur Annullirung einer dem Geſetze nicht 
vollkommen gemäß vorgenommenen Wahl ipso jure eintreten. 

In der Regel gelangt aber die Behörde nur im Wege von 
Einwendungen zur Kenntniß derartiger Nullitäten; denn bei einer 
Anzahl von hundert und mehr Gemeinden im Amtsbezirke iſt es der 
Bezirksbehörde geradezu unmöglich, ſich von der Legalität jedes ein⸗ 
zelnen Wahlactes durch Intervention zu überzeugen und der Gemeinde- 
vorſteher hat nach § 45 nur das Ergebniß der Wahl und nicht den Wahl⸗ 
vorgang ſelbſt zu ihrer Kenntniß zu bringen. 

Gar manche Wahlen finden mit Außerachtlaſſung des Geſetzes 
ſtatt, gegen die keine Einwendungen vorgebracht werden und welche, 
da die Behörde ſonſt nicht zur Kenntniß ihrer Ungeſetzlichkeit gelangt, nach 


gleich giltig vorgenommenen rechtswirkſam werden. 


1864.) | 


Der § 28 beſagt nun, die Bezirksbehörde könne zu jeder Wahl 
einen Abgeordueten mit der Beſtimmung entſenden, die Befolgung 
des Geſetzes wahrzunehmen. 

Aus dieſer Faſſung kann nicht entnommen werden, welche 
Befugniſſe dieſe Beſtimmung der Behörde eigentlich einräumt. Gewährt 
ſie dem Entſendeten das Recht, einen den geſetzlichen Vorſchriften nicht 
entſprechend vorgenommenen Wahlact ſofort zu ſiſtiren, oder erſt nach 
deſſen Beendigung ſeine Rechtswirkung zu unterſagen, oder von Amts⸗ 
wegen Einwendungen gegen das Wahlverfahren zu erheben und der 
zur Entſcheidung berufenen Landesſtelle vorzulegen? 

Jedenfalls iſt in den Worten „die Befolgung des Geſetzes 
wahrnehmen“ eine präciſirte Weiſung nicht enthalten. Keinesfalls 
kann ſie aber anders interpretirt werden, als daß der Behörde ein 
Veto gegen eine nach ihrer Ueberzeugung nicht geſetzmäßig vorgenommene 
Wahlhandlung zuſteht. Das Wie, welches am zweckdienlichſten durch 
das derſelben eingeräumte Recht, eine ſolche Wahlhandlung gegen 
Bericht an die Landesſtelle, welche hierüber endgiltig zu entſcheiden 
hat, zu ſiſtiren, ſeinen Ausdruck finden würde, muß einer Geſetzesreviſion 
überlaſſen bleiben. 

Gegenwärtig iſt die beſagte Beſtimmung zweifelsohne unklar, da 
es lediglich dem Ermeſſen der Bezirksbehörden überlaſſen iſt, in welcher 
Weiſe ſie dieſe Beſtimmung anwenden wollen, und dieſes Ermeſſen 
kann ein ſehr verſchiedenartiges, ein ſehr widerſprechendes ſein. 

In Nachtragsgeſetze zur Wahlordnung vom 19. November 1868, 
L. G. Bl. Nr. 20, wurde unter Derogation der bisherigen Beſtim— 
mung verfügt, daß zur Wahl als Ausſchußmitglied reſp. Erſatzmann 
die abſolute Stimmenmehrheit erforderlich ſei. Wurde durch die erſte 
Abſtimmung eine ſolche Mehrheit nicht erzielt, ſo ſei zur engeren 
Wahl, in welche von der mit den relativ meiſten Stimmen Bedachten 
die doppelte Zahl der noch zu wählenden Mitglieder einzubeziehen ſei, 
zu ſchreiten. Bei Stimmengleichheit entſcheide immer das Los. 

Das Geſetz ſtellt hiemit zwei Regeln auf, welche 
Wahlvorgange zu beobachten ſind. 

Die letztere Regel, bei Stimmengleichheit entſcheidet immer das 
Los, findet vorzugsweiſe dann Anwendung, wenn mehr Perſonen, als 
zu Wählende ſind, die abſolute Stimmenmehrheit, und zwar in gleicher 
Stimmenzahl erhalten haben. Dann entſcheidet das Los, wer von den 
die gleiche Stimmenzahl Beſitzenden als gewählt zu betrachten ſei. 
| Auch in dem Falle iſt dieſe Regel vollkommen klar, wenn es ſich 
darum handelt, weniger Perſonen, als die Zahl derjenigen ausmacht, 
welche die relative Stimmenmehrheit in gleicher Stimmenzahl erhielten, 
in die engere Wahl einzubeziehen. 

Hingegen wird die gedachte Regel dann unklar, wenn ſich die 
Stimmen der Wähler ſtabiliſiren und ſich bei gleicher Stimmen 


bei dem 


zahl und nur relativer Mehrheit auch in der engeren Wahl 
5 auf dieſelben Perſonen vereinigen. 
dem vielbewährten Grundſatze: „Wo kein Kläger, da iſt kein Richter“, 


Entſchieden meint das Geſetz, daß unter ſolchen Umſtän den 
die Abweichung von der erſten Regel, welche die abſolute Stimmen 


mehrheit erfordert, zuläſſig ſei, und es genüge, das Wahlreſultat durch 
das Los zu conſtatiren. 

Dann muß aber dieſer Ausnahmsfall im Geſetze auch deutlicher 
ſtatuirt fein, wie dies z. B. im § 50 der Reichsraths-Wahlordnung 
geſchah, wo Abſatz 5 ausdrücklich beſtimmt, daß, wenn bei einer enges | 
ren Wahl die abgegebenen Stimmen zwiſchen ſämmtlichen in die Wahl 
gebrachten Perſonen gleich getheilt ſeien, ſo daß jeder die Hälfte aller 
Stimmen für ſich habe, das von dem Vorſitzenden der Wahlcommiſſion 
zu ziehende Los über ihre Wahl zu entſcheiden habe. | 

Denn, wenn zwei Regeln neben einander geſtellt werden, welche 
mit einander nicht verträglich ſind, ſo muß doch hiemit eine genaue 
Beſtimmung verbunden ſein, in welcher Weiſe ſie zur Anwendung 
gelangen ſollen, da ſonſt ihre Durchführbarkeit unmöglich iſt. 

Der § 47 der Gemeinde-Wahlordnung ſchreibt vor, daß der neu 
zuſammengeſetzte Ausſchuß durch das an Jahren älteſte Mitglied zur 
Gemeinde⸗Vorſtandswahl zu berufen ſei. 

Eine Beſtimmung hierüber jedoch, was zu geſchehen hat, wenn 
ſich dieſes Mitglied weigert, dieſe Berufung und die Leitung der Wahl 
vorzunehmen, wurde nicht getroffen. Gleichwohl hat die Bezirksbehörde, 
welche nach § 27 darüber zu wachen hat, daß mit Ablauf der Wahl- 
periode die neue Gemeindevertretung ihre Wirkſamkeit beginnen könne, 
das Recht, darauf zu dringen, daß die Vorſtandswahl, zu deren Ein- 
leitung das erwähnte Ausſchußmitglied und zu deren Vornahme der 
neu gewählte Ausſchuß nach dem citirten § 47 verpflichtet iſt, ſtattfinde. 

Denn keinesfalls kann es dem neu gewählten Ausſchuſſe zuſtehen, 
diesbezüglich eine Initiative zu ergreifen, da derſelbe vor ſeiner Zu— 
ſammenberufung im Sinne des Geſetzes nicht conſtituirt erſcheint und 
die Eigenſchaft einer functionirenden Körperſchaft erſt durch dieſe Beru— 
fung erhält. 

Wenn nun die Zwangsmittel, welche hier der Behörde zuſtehen 
können, nämlich Ordnungsſtrafen, ſich als fruchtlos erweiſen, würde nur 
erübrigen, daß dieſelbe das Recht erhalte, im Falle der Weigerung des 


älteſten Ausſchußmitgliedes die verweigerte Function ſelbſt vorzunehmen 
und einen Abgeordneten zur Berufung und Leitung der gedachten Wahl 
zu delegiren und int Falle der Weigerung des neu zuſammengeſetzten 
Ausſchuſſes eine neuerliche Ausſchußwahl zu veranlaſſen, was aber eben- 
falls im Wege einer Geſetzesreviſion bewerkſtelligt werden müßte. | 

Der $ 46 beſtimmt, wie bereits erwähnt, daß über Einwendungen 
gegen das Gemeindeausſchuß-Wahlverfahren die Statthalterei zu eut⸗ 
ſcheiden habe. 

Wie nun, wenn gegen das Verfahren einer Gemeinde vorſtands— 
wahl Einwendungen vorgebracht werden? 

Ju dieſem Falle iſt wohl kaum zu bezweifeln, daß die Landes⸗ 
ſtelle ſowohl nach Analogie des gedachten $ 46 als auch nach Maßgabe 
der S$ 33 und 96 der Gemeindeordnung zur Entſcheidung berufen 
iſt. Aber immerhin muß es als Mangel bezeichnet werden, wenn, um 
die Anwendbarkeit eines Geſetzes in einem beſonderen Falle, welcher in 


demſelben ſelbſt vorgeſehen ſein ſollte, zu ermöglichen, andere Geſetze im 
Wege combinirter Interpretation herangezogen werden müſſen. 
Schließlich ſei erwähnt, daß durch einen Ausspruch des nieder— 
öſterreichiſchen Landesſchulrathes vom 20. October 1879, 3. 6945 *), 
eine fernere Unklarheit in der beſprochenen Wahlordnung beſeitigt wurde. 
Der $ 50 beftimmt nämlich, daß öffentliche Fondsbeamte von der 
Wählbarkeit in den Gemeindevorſtand ausgenommen ſeien. Unter Hin— 
blick auf § 1 dieſer Wahlordnung, in welchem die Volksſchullehrer an 
öffentlichen Volksſchulen neben den öffentlichen Fondsbeamten als wahl⸗ 
berechtigt bezeichnet werden, iſt es in der That unklar, ob dieſe Lehr⸗ 
perſonen zu den öffentlichen Fondsbeamten zu zählen, reſp die im $ 50 
normirte Ausnahme von der Wählbarkeit auch auf dieſelben auszudehnen 
fei. Der erwähnte Erlaß des niederöſterreichiſchen Landesſchulrathes be- 
ſtimmt nun, daß die Volksſchullehrer au öffentlichen Volksſchulen in 
Niederöſterreich im Sinne des $ 50 der niederöfterreichiichen Gemeinde⸗ 
Wahlordnung während ihrer activen Dienſtleiſtung von der Wählbarkeit 
in den Gemeindevorſtand ausgenommen find, und hat ſich jo das Ver— 
dienſt erworben, zur theilweiſen Klärung eines ſehr reviſionsbedürftigen 
Geſetzes beigetragen zu haben. be 


) Siehe Nr. 7, S. 33 des Jahrganges 1880 dieſer Zeitſchrift. 
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genommen haben, und zwar: 1. 


Abrede geſtellt und behauptet, die politiſche Gemeinde 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Competenzconflict zwiſchen dem Vorſteher der vereinigten poli⸗ 
tifchen (Verwaltungs-) Gemeinde und jenem der Ortsgemeinde 
(einer der vereinigten Ortſchaften). — Störung des Beſitzes oder 
Ausübung der Polizeigewalt? — Im letzteren Falle: Unzuläſſig⸗ 
keit der Entſcheidung des diesfälligen Competenzconflictes durch 
die Civilgerichte, und Nothwendigkeit der Löſung durch die höheren 
Verwaltungsbehörden. 

Sub praes. 20. April 1878, 3. 5967 eiv., hat A. N. als 
Vorſteher der Ortsgemeinde „Stadt Leitomiſchl“ *) gegen V. F., 
derzeitigen Bürgermeiſter, und F. C., Bürger zu Leitomiſchl, die Klage 
wegen Störung im Beſitze der ſtädtiſchen Grundſtücke Parc. Nr. 485 
und 486 überreicht, begangen dadurch, daß ſie dieſe Grundſtücke in 
der Zeit vom 6 bis 13. April 1878 abgraben, planiren, mit Bäumen 
bepflanzen und mit einem Drahtgitter umzäunen ließen. Daß ſie von 
dort auch einen Schopfen mit den hierin verwahrten Feuerleitern und 
Feuerhaken beſeitigen ließen, wurde nicht als Störung eingeklagt. 

Die Belangten wendeten ein die Unzuſtändigkeit des Civilgerichtes 
aus dem Grunde, weil ſie die angeſührten Acte nicht als Privatperſonen 


ſondern der Erſtgeklagte als Bürgermeiſter, der Zweitgeklagte jedoch 


als Stadtrath und Polizeireferent aus öffentlichen Rückſichten vor⸗ 
aus Rückſichten der Sanitäts⸗ und 
Sittenpolizei, weil dieſe Oertlichkeit insbeſondere an Sonntagen ver- 
unreinigt zu werden pflegte, die Exhalationen der Umgegend geſundheits⸗ 
ſchädlich wurden und ſich ein auf die Schuljugend verderblicher Einfluß 
zeigte, — 2. aus Rückſichten der praktiſchen Polizei für Ortsverſchönerung 
und 3. aus Rückſichten der Feuerpolizei, welche ihnen eine Beſeitigung 
der dort depoſitirten Feuerleitern und Feuerhaken und Ver⸗ 
wahrung derſelben auf einem leichter zugänglichen Orte als geboten 
erſcheinen ließen. 

Weiters haben die Belangten den Beſitz der Ortsgemeinde in 
ſei ſelbſt im 
Beſitze jenes Platzes, weil Letztere auf demſelben einen Schopfen errich⸗ 
tete und hierin die Feuerleitern und Feverhaken verwahrte, weiters 
dortſelbſt Steinmaterial zum Behufe der Beſchotterung der Gemeinde—⸗ 
wege und öffentlichen Plätze deponirte; ſie führten endlich an, daß 
jener Platz ein öffentliches Gut ſei, daher die Verfügungen des 
Bürgermeiſters Betreff desſelben der Judicatur der Civilgerichte nicht 
unterliegen, welcher auch die Verfügungen des Bürgermeiſters bezüglich 


des Vermögens der Ortsgemeinde nicht unterliegen, ſelbſt wenn in 
denſelben irgend ein Uebergriff ſich kundgäbe, — weil der Bürger⸗ 


meiſter der Repräſentant einer jeden einzelnen der vereinigten Ortſchaften 


iſt und bleibt. Durch die vorgelegten Documente wurde auch conſtatirt, 
daß ſeit dem Jahre 1875 die Verwaltung des der Ortſchaft Stadt 


Leitomiſchl gehörigen Vermögens abgetrennt iſt von der Verwaltung 
der Angelegenheiten der politiſchen (vereinigten) Gemeinde und daß der 


Schopfen ſammt den Feuerleitern und Feuerhaken nicht Eigenthum der 
politiſchen, ſondern der Ortsgemeinde iſt, welche auf ihre Rechuung 


und Koſten beide Vorſtädte beſchottert und das hiezu erforderliche 
Steinmaterial auf dem beſagten Platze abladet und ſchlägelt. N 
Rückſichtlich der Qualität des erwähnten Grundſtückes äußerte ſich 


der Bezirksausſchuß wie folgt: Der Bezirksvertretung ſteht es nicht zu, 


über die Frage zu entſcheiden, wem die ſtreitige Grundfläche Parc. 
Nr. 485 und 486 gehört, da über das Eigenthumsrecht nur die Gerichte 
zu entſcheiden berufen ſind. Gleichwohl könne dieſelbe nicht verſchweigen, 
daß anläßlich einer Umlegung der Bezirksſtraße durch eine Zuſchrift 
des Stadtrathes von Leitomiſchl ddo. 10. Jänner 1870, 3. 1538, 
anerkannt wurde, daß die im Streite verſangene Grundfläche, auf deren 
einen Theilarea die Bezirksſtraße umgelegt wurde, der Stadtgemeinde 
gehöre. Belangend die Frage, ob die ſtreitige Grundfläche Gemeinde⸗ 
gut oder Gemeinde vermögen ſei, entwickelt der Bezirksausſchuß ſeine 
Anſicht in nachſtehender Faſſung: In Anbetracht des Umſtandes, daß 
die ſtreitige Platzfläche als Theilarea einer Parcelle erſcheint, über 


N 


Vgl. „Gloſſen zur Gemeindeordnung für Böhmen“ von J. W., 
k. k. Bezirshauptmann, Jahrgang 1878 diefer Zeitſchrift Nr. 11, Abſ. III, S. 42 
u. f. — ferner Abſ. V. in Nr. 16 ibid. — dann die Mittheilung aus der 
Praxis in Nr. 33, Jahrgang 1879, S. 151, zu $ 16, alinea 5 des Geſetzes 
vom 15. Juni 1864, L. G. B. Nr. 27 für Böhmen, — endlich die Gloſſen 
u. f. Abſ. VII u. VIII in Nr. 40, Jahrgang 1879. — Vorliegender Fall zeigt 
die praktiſche Wichtigkeit der Sache auch für die Abgrenzung der wechſelſeitigen 
Competenzen. 


welche gegangen und gefahren wird, daß dieſelbe mit einer öffentlichen 
Allee bepflanzt iſt und auch von der Nachbarſchaft als Lagerplatz 


benützt wird, — in weiterem Anbetracht des Umſtandes, daß nach 


Ausſage glaubwürdiger Zeugen dieſer ſtreitige Platz von den Leito— 
miſchler Stadtinſaſſen ſeit altersher und bis zum Jahre 1871 ins⸗ 
beſondere ohne jeden Anſtand als Lagerplatz benützt wurde, — in 
fernerem Anbetracht des Umſtaudes, daß auch der jetzige Stadtgemeinde⸗ 
ausſchuß den ſtreitigen Platz nicht in der Weiſe benützte, daß derſelbe 
der Gemeinde einen Nutzen abgeworfen hätte, ſondern denſelben zu 
öffentlichen Zwecken verwendete, indem er dort ein Depoſitorium für 
Aan und Feuerhaken errichtete, welche für den Gebrauch aller 
Mena er Stadtinſaſſen vorbehalten waren und nebſtdem den für 
lle iche Straßen beſtimmten Schotter dort ablud — in Anbetracht 
aller dieſer Umſtände erkennt der Bezirksausſchuß, daß die ſtreitige Platz⸗ 
fläche lein Gemeindevermögen, ſondern ein zum öffentlichen Gebrauche 
beſtimmtes Gut ſei. 

Nach Einvernahme von Zeugen über den factiſchen Beſitzſtand 
hat die erſte Inſtanz der Klage ſtattgegeben mit dem Erkenntniſſe vom 
6. December 1878, 3. 17.143, aus folgenden Gründen: 

Kläger A. N. ſtellt als Vorſtand und im Namen der Orts— 
gemeinde Stadt Leitomiſchl das Begehren um Schutz im Beſitze jenes 
Grundes, welcher hinter dem Dechanteigarten bis zur Bezirksſtraße 
gegenüber der Oberrealſchule und von der Neuen Gaſſe bis nahe zu 
dem auf die Bezirksſtraße führenden Thore der Dechantei ſich erſtreckt 
(Parc. Nr. 485 und theilweiſe Nr. 486), — welchen die Belangten 
nach Beſeitigung des dort beſtandenen Schopfens abgraben, planiren, 
mit Bäumen bepflanzen und ſpäter auch umzäunen ließen. 

Gegen dieſe Klage wenden die Belangten die Unzuſtändigkeit 
des Civilgerichtes ein, u. z. aus verſchiedenen Gründen, — welch 
Einwendung jedoch hier nicht platzgreift. 

Zuvor hat die Bezirkfsvertretung in ihrer Zuſchrift ddo. 
14. November 1878, 3. 1036, die ſtreitige Grundfläche als eine 
offentliche, u. z. laut der angeſchloſſenen Motivirung aus dem Grunde 
erklärt, weil die Ortsgemeinde (die Ortſchaft Stadt Leitomiſchl) ſeit 
dem Jahre 1871 dortſelbſt zum öffentlichen und allgemeinen Gebrauche 
beſtimmte Sachen deponirt hat, der beſagte Grund der Ortsgemeinde 
keinen Nutzen abwirft und bis zum Jahre 1871 allgemein von der 
Nachbarſchaft als Lagerplatz benützt wurde. Wird jedoch erwogen, daß 
durch keinen einzigen aus dieſen Gründen der beſagte Platz ein öffent 
licher wurde und insbeſondere, daß es nicht angehe, die Beſchaffenheit 
der dortfelbſt abgelagerten Sachen auf die Grundarea zu übertragen, 
auf deren Oberfläche dieſe Sachen liegen, — wird weiters erwogen, 
daß nach Ausſage mehrerer Zeugen die Ortsgemeinde Stadt Leito— 
miſchl ſeit der Umlegung der Bezirksſtraße dieſen Grund durch mehrere 
Jahre derart benützte, daß ſie denſelben planiren ließ und dort das aus 
ihrem eigenen Einkommen angeſchaffte Steinmateriale ablagerte, womit 
He auf ihre Rechnung die obere und untere Vorſtadt beſchotterte, daß 
ſie ſerner dortſelbſt einen Schopfen als Depoſitorium der in ihrem 
Eigenthume befindlichen Fenerleitern und Feuerhaken errichten ließ 
und im verfloſſenen Jahre Bäume dort ſetzte, — — wird endlich er— 
wogen, daß der Ortsvorſtand laut der Zuſchrift an den Bezirks- 
ausſchuß vom 10. Jänner 1870, 3. 1538, auch über die Subſtanz 
des Grundſtückes verfügte: jo läßt ſich nicht bezweifeln, daß es ſich 


um keinen öffentlichen Grund im Sinne des Art. V Abſ. 3 des 


Geſetzes vom 5. März 1862, R. G. Bl. Nr. 18, und des § 28 
Abſ. 3 des Geſetzes vom 16. April 1864, L. G. Bl. Nr. 7, handle, 


bezüglich deſſen das im fall. Patente vom 27. October 1849, 
R. G. Bl. Nr. 12, vorgeſehene gerichtliche Verfahren unſtatt⸗ 
haft wäre. 


Nach Anſicht der Geklagten ſoll aber die Judicatur der Civil— 
gerichte nicht blos bezüglich des Gegenſtandes, ſondern auch bezüglich 
des vom Kläger als Beſitzſtörung bezeichneten Actes deshalb aus- 
geſchloſſen ſein, weil angeblich der Geklagte Hr. V. F. blos in der 
Eigenſchaft als Bürgermeiſter und der Mitbelangte Hr. F. C. blos in 
der ſeinigen als Stadtrath und Polizeireferent den Schopfen ſammt 
Feuerleitern und Feuerhaken beſeitigten, den Platz planirten, mit 
Bäumen bepflanzten und mit einem Drahtgitter umzäunten, — alles 
dieſes innerhalb ihres amtlichen Wirkungskreiſes aus verſchiedenen 
Rückſichten der Ortspolizei. 
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Feuer⸗ oder Sittenpolizei zuwider dar, — dieſen Rückſtchten handelte 
vielmehr nur das Benehmen einer gewiſſen Gattung von Leuten eut⸗ 
gegen, welche die Geklagten bezeichneten ohne weitere Angabe, ob ſie 
nicht hiefür der verdienten Beſtrafung unterzogen wurden. Die 
Geklagten können ſomit ihr Vorgehen nicht decken durch Berufung auf 
den § 28 des Geſetzes vom 16. April 1864, L. G. Bl. Nr. 7, 
welcher den Gemeinden ausdrücklich anbefiehlt, die Reichs- und 
Landesgeſetze zu beobachten und eine extenſive Ausdeutung nicht 
geſtattet, welche ſoweit ginge, daß die Ortsvorſtehung berechtigt wäre, 
den privatrechtlichen Beſitz der Ortsinſaſſen oder juriſtiſcher Perjonen 
anzutaſten, — dazu noch im vorliegenden Falle um ſo weniger, als 
die Geklagten ſich nicht auszuweiſen vermögen mit einem Beſchluſſe 
des Gemeindeausſchuſſes, auf Grund deſſen fie erft in Action getreten 
wären oder mittelſt deſſen ihre Handlungsweiſe mindeſtens nachträglich 
gebilligt worden wäre. 

Möge immerhin die autonome Gemeinde activ oder paſſiv 
betheiligt ſein: jo handelt es ſich dennoch um eine reine Privat- 
angelegenheit, bezüglich deren nach richtiger Interpretation des 8 3 
des Geſetzes vom 22. October 1875, Nr. 36 ex 1876, nicht die 
Verwaltungsbehörden zu entſcheiden haben, — zumal hier auch kein 
Competenzconflict zwiſchen denſelben beſteht. 

Die Belangten geſtehen nämlich ein, daß die Kataſtralgemeinde 
„Ortſchaft Stadt Leitomiſchl“ (welche übrigens mit den Gemeinden: 
Zahäj, Zahrad, Lang und Suchä in eine politiſche Gemeinde ver- 
einigt iſt), ihr eigenes Vermögen beſitzt, welches durch einen beſonders 
nach Weiſung des $ 108 G. G. gewählten Ausſchuß verwalte wird, 
deſſen Vorſtand der Kläger A. N. iſt; — ſie anerkennen daher die 
ſelbſtſtändige Wirkſamkeit der Leitomiſchler Ortsgemeinde in den ihr 
Vermögen berührenden Angelegenheiten, jo daß, wenn in dieſer Hin- 
ſicht irgend ein Conflict mit der weiteren (politiſchen, vereinigten) 
Gemeinde entſteht, dieſer Conftiet keineswegs die Competenz zwiſchen 
zwei autonomen Organen berührt, die keinerdings ſtreitig iſt, ſondern 
lediglich als eine Colliſion von Privatrechten ſich darſtellt, welche 
einzig und allein durch das Civilgericht ih re Löſung finden kann. 


Durch die einvernommenen Zeugen iſt jedoch der Beſitz von 
Seite der klagenden Ortsgemeinde über allen Zweifel erhaben ficher- 
geſtellt, ſowie der Beſitz der Geklagten, als auch der politiſchen 
Gemeinde ausgeſchloſſen, — es mußten demnach die Geklagten, welche 
eingeſtandenermaßen dieſen Beſitz geſtört und ſpäter ſogar die Klägerin 
von demſelben widerrechtlich entſetzt haben, nach 8S§8 339 und 346 
a. b. G. B. und § 5 der kaiſ. Verordnung vom 27. October 1849, 
R. G. Bl. Nr. 12, gemäß der Klagsſchlußbitte verurtheilt werden, 
— weil der Beſitz an ſich rechtlichen Schutz genießt und die Störung 
durch die Intention, in welchen die Störungshandlung geſetzt wurde, 
nicht entſchuldigt wird, ja nicht einmal durch die löbliche und wirklich 
auch belobte Abſicht, die Umgebung des Realſchulgebäudes würdig 
umzugeſtalten. 

Ueber Recurs der Geklagten hat jedoch das k. k. böhmiſche Ober- 
landesgericht mit dem Decrete vom 24. December 1878, Z. 36.086, 
den angefochtenen Endbeſcheid und das demſelben zu Grunde liegende Ver⸗ 
fahren aufgehoben und die klagende Gemeinde mit ihrer Klage ab- — 
ſowie an die zuſtändigen politiſchen Behörden gewieſen. — Gründe. 

Wenngleich der erſte Richter unterlaſſen hat, über alle jene 
Thatumſtände, aus denen hervorgehen ſollte, daß die von den Geklagten 
unternommenen und ihnen als Störungsacte imputirten Handlungen von 
ihnen in Ausübung der Ortspolizei vollführt wurden, die von den 
Geklagten berufenen Zeugen zu vernehmen: ſo leuchtet denuoch ſchon 
aus den Ausſagen der bereits vernommenen Zeugen hervor, daß bereits 
früher; insbeſondere jedoch von jener Zeit an, wo der Schopfen mit 
den Feuerleitern und Feuerhaken über Auordnung des Ortsvorſtandes 
A. N. von dem Spitalplatze auf die Grundſtücke Parc. Nr. 485 und 
486, rückſichtlich auf die erſtliche Theilarea des Letzteren, übertragen 
wurde, auf dieſe Grundſtücke verſchiedene Scherben, allerlei Art Abfälle, 
Aſche und ſonſtiger Kehricht von den Leuten geworfen und dieſer Ort 
zu einen allgemeinen Lagerplatze gemacht wurde, daß insbeſondere 
fremde Inſaſſen dieſen Ort dadurch verunreinigten, daß ſie daſelbſt ihre 
Nothdurft verrichteten, — daß ſich ferner daſelbſt — wie dies nament⸗ 
lich aus den Ausſagen der Zeugen Eh. und M. hervorkömmt — aller⸗ 


Allein weder der beſagte Grund, noch die dortſelbſt abgelagerten lei Geſindel und verdächtige Leute herumtrieben, — endlich aber auch, 
Sachen ſtellten ſich als den öffentlichen Rückſichten der Sanitäts-, oder daß dieſer Platz gegen die Bezirksſtraße zu äußerſt ſteil abfällt und 


ſchwer zugänglich iſt, mithin ſich als Depofitoriun der Feuerlöſchgerathe 
nicht eignet. 

Schon dieſe Thatumſtände reichen jedoch hin, damit die von den 
Belangten auf den erwähnten Grundſtücken vorgenommenen Aenderun⸗ 


gen als Acte der Ortspolizei erkannt würden und begründen allerdings 
die Behauptung der letzteren, daß dieſelben von ihnen nicht als Privat⸗ 


perſonen, ſondern von dem Erſtbelangten als Buͤrgermeiſter und dem 
Zweitbelangten als Polizeireferent in Ausübung der Feuer-, Sitten⸗ 
und Sanitätspolizei, ja ſogar aus Rückſichten auf die Sicherheit der 
Perſonen und des Eigenthums ausgingen. Es iſt auch der Umſtand 
auffallend, daß, obwohl die durch die Belaugten vorgenommene Befeiti- 
gung des Schopfens mit den Feuerleitern und Feuerhaken von dieſen 
Gründen und deren Uebertragung auf einen andern Ort in den Beſitz 
der klagenden Gemeinde ebenſo tief eingreift, als die Abgrabung, Plani⸗ 


rung, Bepflanzung und Umzäunung, — die Klägerin doch in der 


Klagsſchlußbitte, worin jene Acte aufgezählt werden, wodurch die kla— 
gende Gemeinde ſich als in ihrem Beſitze geſtört erachtet, — dieſe 
Beſeitigung des Schopfens von den beſagten Grundſtücken nicht als 


Störungsact anführt. Dies läßt ſich nur dadurch erklären daß ſie in 
dieſer Beſeitigung des Schopfens und der hierin verwahrten Feuerlöſch⸗ 


Geräthſchaften offenbar ſelbſt auch nur eine Ausübung der Polizeigewalt 
erkannte, wie denn auch im Hinblick auf das von den Belaugten in 


Abſchrift beigebrachte Protokoll über die Sitzung des Bezirksausſchuſſes 


vom 17. April 1878 in keiner Weiſe ſich anzweiſeln läßt, daß die 
klagende Gemeinde ſelbſt dieſe Aete der Belangten als vom Bürger— 


meiſter und Polizeireferenten vorgenommen anſah und hierin blos eine 


Störung des der 
erblickte. 

Da jedoch die Prüfung und Entſcheidung der Giltigkeit und 
Ordnungsmäßigkeit einer Verfügung der Ortspolizei, dieſelbe möge aus 
was immer für einem Grunde erfloſſen ſein, einzig und allein den 
Verwaltungsbehörden zukömmt, und da insbeſondere zur Entſcheidung 
darüber, ob überhaupt und in welchem Umfange den Belangten in 
ihrer Eigenſchaft als Bürgermeiſter und Polizeireferent der vereinigten 
Gemeinde in Ausübung der Ortspolizeigewalt zuſtand, jene Acte vorzuneh— 
men, abermals nur die zuſtändigen Verwaltungsbehörden berufen und dieſe 
auch ausſchließlich darüber zu entſcheiden befugt ſind, ob die Belangten 
als Bürgermeiſter und Polizeireferent die Grenzen ihrer Amtswirkſam— 
keit überſchritten haben — und da ſohin in dem Falle, wenn die 
klagende Ortsgemeinde durch die obangeführten Verfügungen des Bürger— 
meiſters als Polizeimaßregeln ſich beſchwert erachtete, derſelben nur die 
Beſchwerde au die höheren Verwaltungsbehörden offen ſtand, dieſelbe 
jedoch keinerdings berechtigt erſcheint, derartige Verfügungen im Wege 
des civilgerichtlichen Verfahrens anzufechten: jo iſt hiernach die wider 
die Belangten beim k. k. Bezirksgerichte überreichte Klage offenbar bei 
einer unzuſtändigen Behörde eingebracht und mußte daher ebenſo wie 
auch das hierüber eingeleitete Verfahren und der geſchöpfte Erkenntniß— 
beſcheid aufgehoben, ſohin dieſe Klage ab- und an die zuſtändigen 
politiſchen Behörden gewieſen werden. 

Dem Reviſiousrecurſe der klagenden Gemeinde hat der k. k. oberſte 


Selbſtbeſtimmungsrechtes klagenden Ortsgemeinde 


Gerichtshof mittelſt Entſcheidung vom 19. Februar 1879, 3. 1578, 


keine Folge gegeben. — Gründe: 

Als Gegenſtand dieſes Streites erſcheint nicht der geſtörte Beſitz 
der Grundſtücke Parcelle Nr. 485 und 486 zu Leitomiſchl, ſondern die 
Competenz zur Verfügung über dieſelben. 

Der Ortsvorſtand von Leitomiſchl und der Vorſteher der politiſchen 
Gemeinde ($ 2 des Gemeindegef. für Böhmen) vindieiren ſich das 
Recht, über diefe beiden Grundſtücke, 
Leitomiſchl angehören, zu verfügen und überdies hegt V. F. als Vor⸗ 


ſtand der politiſchen Gemeinde die Vermuthung, daß er ſeine Ver⸗ 


fügungen, in denen der Ortsvorſtand und Kläger eine Beſitzſtörung 
erblickt, durch polizeiliche Rückfichten zu rechtfertigen im Stande ſei. 
Allein die Entſcheidung über einen Conflict zwifchen dem Ortsvorſtande 
und dem Vorſtande der politiſchen oder Ortsgemeinde in Anſehung 
ihrer Befugniſſe ſteht niemals den Gerichten zu, — es hat daher das 
k. k. Oberlandesgericht mit vollem Rechte das über die Klage des A. N. 
vom k. k. Bezirksgerichte eingeleitete Berfahren und die Entſcheidung 
hierüber als nichtig aufgehoben. R. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


50 


welche unſtreitig der Gemeinde 


Verantwortlicher Redaeteur: A. Heilmann. 
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Geſetze und Verordnungen. 
| 1879. IV. Quartal. 


Landes⸗Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für die Markgrafſchaft 


Mähren. 
XV. Stück. Ausgeg. am 30. October. 

27. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren vom 24. Anguft 1879, 
betreffend die Erhebung des Gemeindeſpitals zu Zwickau in Böhmen zu einem 
allgemeinen, öffentlichen Krankenhauſe. 

28. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren vom 29. Anguſt 1879, 
betreffend die Verpflegsgebühren im allgemeinen, öffentlichen Krankenhauſe in 
Czernowitz. 

29. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren vom 3. October 1879, 
betreffend die Erklarung des Bezirkskrankenhauſes zu Gablonz in Böhmen für 
eine öffentliche, allgemeine Krankenanſtalt. 

30. Kundmachung des k. k. Statthalters in Mähren vom 11. October 1879, 
betreffend die Erklärung des Krankenhauſes zu Hohenmauth in Böhmen für eine 
öffentliche, allgemeine Krankenanſtalt. 


(Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 
Seine Majeſtät haben dem Hofrathe des gemeinſamen oberſten Rechnungs⸗ 
hofes Julius Szent⸗-Györgyi de Nagy⸗Rapolt das Ritterkreuz des Leo— 
pold⸗Ordens und dem Sectionsrathe daſelbſt Heinrich Komarek den Orden der 
eiſernen Krone dritter Claſſe, beiden taxfrei, verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Statthaltereiſecretär bei der Statthalterei in 
Wien. fait. Rathe Vincenz v. Edleubach den Titel und Charakter eines Statt- 
haltereirathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben anläßlich der Errichtung von Conſulaten in Bel— 
grad und Bukareſt die Beſtellung der dort zugetheilt geweſenen Conſuln Adalbert 
Anger und Cornel Stadler zu ſelbſtſtändigen Amtsleitern in Belgrad und 
Bukareſt genehmigt. 5 

Seine Majeſtät haben dem unbeſoldeten Attache Honorar-Legationsſecretär 
Julius Schöfer eine beſoldete Attacheſtelle verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Sanitätsconcipiſten der Statthalterei in Prag 
kaiſ. Rath Dr. Alvis Witowsky das Ritterkreuz des Franz Joſef-Ordens 
verliehen. N 

Seine Majeſtät haben dem Rechnungsrevidenten der Finanz⸗Landesdirection 
in Prag Ferdinand Kneifel anläßlich deſſen Penſionirung tarfrei den Titel 
eines Rechnungsrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem penſionirten Lotto-Oberamtsofficial Rudolf 
Labres das goldene Verdienſtkrenz verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Badearzte in Hofgaſtein Dr. Anton Pfeiffer 

den Titel eines kaiſerlichen Rathes taxfrei verliehen. 


Erledigungen. 

Bezirkshauptmaunsſtelle in Dalmatien mit der ſiebenten Rangsclaſſe, bis 
Ende März. (Amtsbl. Nr. 51.) i 

Commiſſärsſtelle mit der neunten Rangsclaſſe bei der Lemberger Tele 
graphenſtation, bis Ende März. (Amtsbl. Nr. 56.) 5 

Lottoamtsverwalters- und Caſſiersſtelle in Innsbruck in der achten Rangs⸗ 
claſſe und Lottoamts⸗ und Caſſecontrolorsſtelle in Innsbruck in der neunten 
Raugsclaſſe gegen Caution, eventuell eine Lottoamtscontrolors-, Archivars-, Caſ⸗ 
ſiers⸗ oder Oberamtsofficialsſtelle bei den k. k. Lottoämtern in der neunten 
Rangsclaſſe gegen Caution, bis Ende März. (Amtsbl. Nr. 56.) 


Bei der Buchhandlung Moritz Perles in Wien, Stadt, 
Bauernmarkt Nr. 11, iſt ſoeben eingetroffen die erſte Lieferung vom 


Kechtslerikan. | 


“ * * 2 1 ... ” ” 
Eucyklopädie der Rechtswiſſenſchaft 
in alphabetiſcher Bearbeitung. 
Mitwirkung vieler Rechtsgelehrten herausgegeben 

— — 1 

Franz v. Holtzendorff, 

o. ö. Profeſſor der Rechte in München. 

Dritte auf Grund der neueſten Reichsgeſetzgebung vollſtändig um— 
gearbeitete und unter beſonderer Berückſichtigung des Verwaltungs- und 
Handelsrechtes bedeutend vermehrte Auflage. In ca. 35 Lieferungen. Lex. Oe 
[Preis der Lieferung von 5 Bogen 72 kr. — Auf Wunſch verſendet die 
erſte Lieferung zur Anſicht die ; 
Buchhandlung Moritz Perles in Wien, Stadt, 


Unter von 


Vanernmarkt II. 


Due Hierzu als Beilage: Erkenntniſſe des k. k. Berwaltungs- 
gerichtshofes III. Bd. Bogen 30—33 und IV. Bd. Bogen 1. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


